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Die österreichische Wirtschaft
konnte sich der Rezession im Euro-
raum nicht entziehen und stagniert
seit Mitte 2012, weil die schwachen
Exporte nicht durch eine starke
Inlandsnachfrage kompensiert
werden konnten. Die Bundesregie-
rung hat jetzt ein Konjunkturpaket,
mit dem Schwerpunkt im Bausektor
beschlossen, um die Inlandsnachfra-
ge zu steigern und einen starken
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu
vermeiden.
Der gegenwärtige Konjunkturein-
bruch im Euroraum wird bisher vor
allem durch eine expansive Geldpoli-
tik des Eurosystems mit niedrigen
Zinsen bekämpft, während die
Fiskalpolitik in den meisten Ländern
restriktiv wirkt. Wie negativ eine
prozyklische Fiskalpolitik im Wirt-
schaftsabschwung wirkt, zeigte sich
2001 auch in Österreich, als die
Sparpolitik der damaligen ÖVP/FPÖ-
Regierung („Grassers Nulldefizit“)
dazu führte, dass das Wachstum in
Österreich um 1,5 Prozentpunkte
schwächer war als im Durchschnitt
der damaligen EU Länder. Dies ließ
damals die Arbeitslosigkeit und in
den Folgejahren auch das Defizit

dramatisch ansteigen.
Die durch die Finanzkrise ausgelöste
schwere Rezession 2008/2009
wurde durch eine expansive Fiskal-
und Geldpolitik erfolgreich be-
kämpft. Die Weltwirtschaft und der
Euroraum kehrten rasch wieder auf
einen Wachstumspfad zurück. Ab
2010 wurde im Euroraum aber
wieder eine restriktive Fiskalpolitik
mit Sparprogrammen umgesetzt. Ich
warnte schon damals, dass die
Geschichte zeigt, dass wenn nach
schweren Finanzkrisen der fiskali-
sche Stimulus zu früh weggenom-
men wird, die Volkswirtschaften
wieder in die Rezession zurückfallen,
wie es den USA 1937 und Japan
1997 passierte. Auch der Euroraum
ist jetzt wieder in eine Rezession
zurückgefallen und es bedarf Maß-
nahmen, um das Wachstum anzu-
kurbeln.
Durch die insgesamt erfolgreiche
Wirtschaftspolitik der SPÖ/ÖVP-Koa-
lition seit 2007 hat Österreich die
Krise gut bewältigt, sich durch
Budgetkonsolidierung wieder fiskali-
schen Spielraum erarbeitet und kann
sich jetzt auf den Finanzmärkten
sehr günstig finanzieren.

Ein gutes Konjunkturpaket sollte
zeitlich begrenzt, zielgerichtet und
zeitgereicht eingesetzt werden und
keine Dauerbelastung für das Budget
darstellen. Diese Bedingungen
werden im Wesentlichen erfüllt. Bis
2014 sollen insgesamt etwa 1,5
Milliarden Euro für Konjunkturmaß-
nahmen ausgegeben werden. Zielge-
richtet mit dem Schwerpunkt im
Bausektor für Investitionen. Dadurch
kann das Wachstum angekurbelt
werden, da gerade in der jetzigen
Lage, mit bereits sehr niedrigen
Zinsen, die Geldpolitik an Wirksam-
keit verliert und die Fiskalmultipli-
katoren, wie der Internationale
Währungsfonds (IWF) in verschiede-
nen Studien zeigte, besonders groß
sind. Wie der IWF in seiner Öster-
reich Prüfung Anfang Juli feststellte,
sind die im Budget 2013 durch das
Konjunkturpaket vorgesehenen
expansiven Maßnahmen angesichts
des niedrigen Wachstums angemes-
sen.
Zusätzlich bekommen durch die
Wohnbaumittel die Bundesländer
einen Anreiz, die Wohnbauförderung
wieder zweckgebunden einzusetzen.
Dadurch können die Einbrüche im

geförderten Wohnungsbau kompen-
siert und zusätzlich 11.000 Wohnun-
gen gebaut werden.
Die steigenden Immobilienpreise
können damit bekämpft und die
steigende Nachfrage befriedigt
werden, da ein steigendes Angebot
an geförderten Wohnungen und
Häusern dämpfend auf die Immobili-
enpreise wirkt. Österreich, das einen
Leistungsbilanzüberschuss hat,
würde damit auch stärker zum
Wachstum im Euroraum beitragen.
Die Geldpolitik des Eurosystems und
die österreichische Fiskalpolitik sind
damit beide expansiv, wirken antizy-
klisch und unterstützen sich gegen-
seitig.
Vielleicht gelingt es durch das
österreichische Beispiel auch andere
Euroraum-Länder, die fiskalischen
Spielraum besitzen, zu einer expan-
siven Fiskalpolitik zu bewegen.
Damit könnte es dann (wie schon
2008/2009) gelingen, die Rezession
im Euroraum zu überwinden und auf
einen soliden Wachstumspfad
zurückzukehren. In der Wachstums-
phase sollte dann antizyklisch
wieder das Budget konsolidiert
werden.
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Wien. „Wer Visionen hat,
braucht einen Arzt“, soll der frü-
here Bundeskanzler Franz Vra-
nitzky gesagt haben. Nun dürften
die oberösterreichischen Visionen
zu vielen Ärzten, nämlich zur
Schaffung einer Medizin-Fakultät
an der Johannes-Kepler-Universi-
tät in Linz führen. Die neunköpfi-
ge Hochschulkonferenz gab dafür
am Mittwochnachmittag grünes
Licht – unter gewissen Bedingun-
gen. Wissenschaftsminister Karl-

heinz Töchterle will auf sein Bera-
tungsgremium hören. Sollte der
Ministerrat dem Gesamtpaket,
das die Errichtung der Fakultät
mit einer Aufwertung des gesam-
ten tertiären Bildungssektors
junktimiert, zustimmen, steht das
Projekt auf Schiene.

Dabei hatte noch vor der Sit-
zung Erhard Busek, Vorsitzender
des Universitätsrats der Wiener
Medizin-Uni, Bedenken angemel-
det: „Wir bedauern nicht nur das

Fehlen jeglicher sachlicher Dis-
kussion über einen künftigen Me-
dizinischen Universitätsstandort
Linz, wir sind darüber vielmehr
in höchstem Maße entrüstet.“

Nicht weißer Rauch, sondern
der vorzeitig die dreieinhalbstün-
dige Sitzung verlassende Vertre-
ter des Wissenschaftsrates, Reto
Weiler, kündigte deren Ende und
Ausgang an. Für die Zustimmung
zur neuen Fakultät werde es eine
Reihe von Bedingungen geben. Ei-
ne davon werde sein, dass eine
national und international besetz-
te Gründungskommission einge-
setzt wird und der österreichische
Wissenschaftsrat den Planungs-
prozess begleitet.

Minister Töchterle gab dann
„mit Freude“ das Ja der Hoch-
schulkonferenz bekannt, aber
auch, dass diese die Linzer Medi-
zin-Fakultät nur dann befürworte,
„wenn von der Bundesregierung
gleichzeitig mit einer allfälligen
Artikel-15a-Vereinbarung be-
schlossen wird, dass sie Teil einer
Gesamtstrategie zu einer umfas-
senden dynamischen Entwick-
lung und Stärkung des tertiären
Sektors und der Forschung in Ös-
terreich ist“. Daran geknüpft sind
unter anderem zusätzliche Mittel
für Universitäten ab 2016 sowie
ein neuer Fachhochschulentwi-
cklungs- und -finanzierungsplan.
Zu den weiteren geforderten Maß-
nahmen gehört eine Untersu-
chung der möglichen Auswirkun-
gen auf die Quotenregelung bei
den Medizinanfängerplätzen.

Schmidinger beeindruckt
Heinrich Schmidinger, der gegen-
über dem Projekt bisher sehr
skeptisch eingestellte Präsident
der Universitätenkonferenz, zeig-
te sich im Gespräch mit der „Wie-
ner Zeitung“ von der Präsentation
des Projekts beeindruckt: „Man
muss das enorme Engagement
des Landes Oberösterreich und
die großen Anstrengungen der
Uni Linz, die von sehr hohem
Qualitätsbewusstsein getragen
sind, wirklich anerkennen.“ Unter
den genannten Prämissen habe er
daher zustimmen können.

Die Größenordnung der zusätz-
lichen Gelder, von denen seine
Zustimmung im Ministerrat ab-
hängt, konnte Töchterle noch
nicht nennen. Bis zum Beschluss
im Ministerrat (nächste Termine:
22. Juli oder 13. August) will er
die Zahlen konkretisieren. ■

■ Linzer Projekt wird mit Aufwertung des
tertiären Bildungssektors junktimiert.

Hochschulkonferenz stimmt mit Vorbedingungen einer Medizin-Fakultät in Linz zu

Von Heiner Boberski
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Wien. Unterstützung im Ringen
um eine höhere Unterrichtsver-
pflichtung für Lehrer hat die Re-
gierung am Mittwoch vom Rech-
nungshof (RH) bekommen: Da
Personalmangel bei den Bundes-
lehrern derzeit im großen Stil
durch Dauermehrdienstleistun-
gen gedeckt wird, spricht sich der
RH dafür aus, dass diese Gruppe
länger in der Klasse stehen soll.

Durch eine Anhebung von der-
zeit 20 auf 22 Wochenstunden
würde zwei Drittel der Kosten für
Überstunden wegfallen, argumen-
tieren die Prüfer. Die aktuelle Pra-
xis deute zudem darauf hin, „dass
die Bundeslehrer über die Lehr-
verpflichtung hinausgehend zu
weiteren Unterrichtstätigkeiten
bereit waren“.

Überstunden im Ausmaß
vom 5200 Vollzeitstellen
Die Personalsituation bei den
Bundeslehrern (AHS, BMHS) ist
angespannt, wie der Bericht zeigt:
Allein zwischen 2008 und 2012
haben die Dauermehrdienstleis-
tungen um zwölf Prozent zuge-
nommen, auch die Überstunden
pro Lehrer sind mehr geworden,
wobei der AHS-Bereich traditio-
nell weniger betroffen ist als die
BMHS. Im Schuljahr 2011/2012
entsprachen fix eingeplante Über-
stunden der Arbeit von 5200 voll-
beschäftigten Lehrern. In Wien,
das neben Oberösterreich in dem
Bericht gesondert untersucht
wurde, wurden zudem 395 Perso-
nen eingesetzt, die noch nicht ihr
Unterrichtspraktikum absolviert
oder nur ein fachverwandtes Dip-
lomstudium absolviert haben.

Bis 2025 müssen rund 55 Pro-
zent der Lehrer (19.677 Stellen)
nachbesetzt werden. Alleine im
kommenden Schuljahr werden
3088 neue Lehrer benötigt. ■
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